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Ich beantworte die Kleine Anfrage wie folgt: 


1. Welche Tatsachen haben den Bundeskanzler zu der Meinungs- 
äußerung veranlaßt, „daß es Zeitungen gibt, die die Pressefrei- 
heit mißbrauchen" („Bulletin" Nr. 132, Seite 1438); um welche 
Presseorgane handelt es sich im einzelnen und welche Beispiele 
solchen Mißbrauchs sind der Bundesregierung bekannt? 

Die Bundesregierung hat bereits in Antworten auf mehrere 
Mündliche Anfragen zu diesem Thema vor dem Deutschen 
Bundestag erklärt, daß es nicht im Interesse der Sache liegt, 
öffentlich Zeitungstitel oder Publizisten zu nennen oder einzel- 
ne Fälle herauszugreifen. Wie aus dem Gesamtzusammenhang 
der diesbezüglichen Äußerungen des Herrn Bundeskanzlers 
klar hervorgeht, handelte es sich um einen Appell an das Be- 
rufsethos der Journalisten. Er hat u. a. erklärt, daß die ver- 
fassungsrechtlich geschützte Meinungsfreiheit die Einhaltung 
gewisser Spielregeln erwarten läßt. Diesen Gesichtspunkt hat 
auch das Bundesverfassungsgericht im Auge und in seiner Ent- 
scheidung vom 25. Januar 1961 so umschrieben: "Mit der Presse- 
freiheit gehen Pflichten einher, die umso ernster genommen 
werden müssen, je höher man das Grundrecht der Pressefreiheit 
einschätzt." 


2. Hat der Bundeskanzler bei seinen Äußerungen über die Auf- 
gaben der Presse („Bulletin" Nr. 132, Seiten 1437 bis 1439) auch 
die Tatsache berücksichtigt, daß oppositionellen Journalisten 
von der Bundesregierung durch subtile Boykottpraktiken die 
Erfüllung ihrer Aufgabe erschwert wird, die Bevölkerung um- 
fassend und objektiv über das politische Geschehen in Bonn zu 
informieren? 

Es ist nicht richtig, daß Journalisten, die der Politik der Bundes- 
regierung kritisch gegenüberstehen, die Arbeit erschwert wird. 
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Richtig ist das Gegenteil. Von keiner Bundesregierung sind 
bisher auch sogenannte „oppositionelle Journalisten"' so gut 
informiert worden wie von dieser Bundesregierung. Es besteht 
nicht die Absicht, diese Praxis zu ändern. Im übrigen pflegen 
diese unabhängigen Journalisten sich nicht als „oppositionell" 
einzustufen. 


3. Hält es die Bundesregierung mit den Grundsätzen ihrer Regie- 
rungserklärung für vereinbar, daß Staatssekretär Bahr nur regie- 
rungshörige Journalisten über das Vier-Mächte-Berlinabkommen 
informierte? 

Es ist nicht richtig, daß Staatssekretär Bahr nur Journalisten 
informiert hat, die der Politik der Bundesregierung aufgeschlos- 
sen gegenüberstehen. Der Ausdruck „regierungshörig" ist im 
übrigen für jeden Journalisten eine Beleidigung. 


4. Ist die Bundesregierung bereit, den Wortlaut der Äußerungen 
von Herrn Bahr vor diesem Kreis von Journalisten zu ver- 
öffentlichen? 

Nein. Es ist nicht üblich, den Wortlaut von Informationsgesprä- 
chen zu veröffentlichen. 


5. Sieht die Bundesregierung nicht die Gefahr, daß durch Boy- 
kott, Einschüchterung und Ausschluß von Informationen Ent- 
wicklungen eingeleitet werden könnten, die zur Presselenkung 
führen? 

Eine „Presselenkung" ist unter den freiheitlichen und offenen 
Verhältnissen in der Bundesrepublik Deutschland weder möglich 
noch beabsichtigt. Boykott, Einschüchterung und Ausschluß von 
Informationen gehören nicht zu den Methoden dieser Bundes- 
regierung im Umgang mit der Presse. 


C. Ahlers 



